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Der Verfassungs-Entwurf des norddeutschen
Bundes.

Wenn unsereLeser diesesBlatt in die Hand nehmen,
dann ist der Reichstagdes norddeutschenBundes»bereit»s
zusammengetreten,um sein Urtheil abzugebenuber die

Vorlage, welche, aus den Verhandlungen der Vertreter
der norddeutschen Regierungen hervorgegangen,»ihmzur
Berathung und zur Beschlußfassungvorgelegtwird. Wie
dieses Urtheil der Vertreter des-Volkes ausfallen wird,
können wir heut noch nicht wissen, aber, lmag es aus-
fallen wie es will, mögen dieselbenerklären,daßdie

Vorlage nicht den Ansprüchengenügt,welcheeine Volks-
vertretung an eine Verfa sung stellen muß, immer
bleibt, und daß ist nichtaußerAcht zu«lassen,die milis

tairische Einheit, die Zusammenfassungder gesamm-
ten Militairmacht Norddeutschlandsunter preußischezn
Oberbefehl,ges ichert, so daßiii dieserBeziehung kein

nachtheiligerEinfluß von einer etwaigen Ablehnung zu

befürchtenist.
' « ·

Die Jersassuiig, deren

wesentliche»Bestimmungen
wir in der vorigen Nummer un eren Lesern im Auszuge
mitgetheilt haben, ist jetzt ihremWortlautnachveroffent-
licht worden, und wir können deshalb setzt untersuchen,
in wie weit sie dem entspricht, was man nach unserer
Ansicht von einer Verfassung verlangen kann. Wir

wollen uns, um unser Urtheil vor den Augen unserer

Leser zu motiviren, nicht auf eineweitläufigeKritik der

einzelnen Paragraphen einlassen, sondernwir .wolflen
nur einige Punkte aufstellen,welche wir als wesentliche
Bedingungen einer Verfassung betrachten,und dann
sehen, wie dieselben nach der Regierungsvorlagezur-Aus-
führung gelangen sollen. In einem konstztutionell
regiertenStaat muß, wenn das verfassungsmaßigeLeben

zur Wahrheitwerdensoll, die Verfassungunter anderem

auch folgendesbestimmen:
· »

1) Die Volksvertketung muß nicht wkukukiich,
sondern in bestimmten regelmäßig wiederkehren-
den Fristen zusammentreten »

Der AbschnittV. der Vorlage, welcher vom Reichs-
tag handelt, erhält keine Bestimmungüber diesenGegen-

stand. Wie wichtig derselbeist, das wollen wir unsern
Lesernnur durchAnführungder Thatsacheins Gedächtniß
zurückrufen,daß der vereinigte Landtag die ihm nicht
bewilligtePeriodität mit solcherEntschiedenheitforderte,
daß er nur in Rücksichtdarauf, daßihm diese nicht zu-
stand, die Gelder zu dem Bau der so dringend noth-
wendigenOstbahn nicht bewilligte.

2) Das Volk muß die Gewißheit,daß seine Ver-
treter an den Beräthun en Theil nehmen können,dadurch

frhgltemdaß diese gesetzlichvor Verhaftung geschützt
in .

In den Regierungsvorlagenfindet sich keine solche
Bestimmung

Z) Die Volksvertretung muß das Recht der Ein-
nahme- und Aus· abe-Bewilligung haben.

Jn dieser Beziehungheißt es in der Regierungs-
vorlage: Art. 65. Abzesehen von dem durch Art. 58.

bestimmten Aufwande sürdas Bundesheer und die zu
demselben gehörigenEinrichtungen, sowie von dein Auf-
wande für die Marine (Art. 50) werden die gemein-.
schaftlichenAusgaben im Wege der Bundesgesetzgebung
und, sofern sie nicht eine nur einmalige Aufwendung
betreffen,für die Dauer der LegislaturxPeriode festge-
stellt. — Art. 66. Zur Bestreitung aller gemeinschaft-
lichen Ausgaben dienen zunächstdie aus den Zöllen, den

gemeinsamen Steuern und dein Post- und Telegraphen-
wesen fließendengemeinschaftlichenEinnahmen. Jn so-
weit dieselbendurch diese Einnahmen nicht gedecktwer-

den, sind sie durch Beiträge der einzelnenBundesstaaten
nach Maßgabe ihrer Bevölkerungaufzubringen,welche
von dem Präsidium nach dem Bedarf ausgeschrieben
werden.

·

Nun heißtaber der angezogene Art. 58: ,,Zur Be-

streitungdes Aufwandes für das gesammteBundesheer
und die zu demselben gehörigenEinrichtungensind dem

Bundesfeldherrnjährlichso viel Mal 225 Thaler, in
Worten zwei hundert fünf und zwanzig Thaler, als die

Kopfzahlder Friedensstärledes Heeres nach Art. 56 be-
trä t, zur Verfügungzu stellen. Die Zahlung dieser
Beiträge beginnt mit dem ersten des Monats nach PU-
blikation der Bundesverfassung —- Da nun das Heer



1 Proc. der Bevölkerung,also -ca.- 300,000 Mann

betragen soll, so beträgt das Militärbudget,welches so
der Volksvertretungentzogen wir-d, 67,500,000 lr.
Man sieht, das Budgetrecht der Volksvertretung oll

nach der Regierungsvorlagekein allzu ausgedehntessein.
4) Zur vollständigenSicherung des Budgetrechtes

der Volksvertretung gehört das Recht der Finanz-
kontrolle.

»

«

«

In dieser Beziehungheißt es in Art. 67: Ueber die

Verwendung der gemeinschaftlichenEinnahmen und der
,

Beiträge der Einzelstaatenist von dem Präsidiumdern

Bundesrathe und dem Reichstage Rechnung zu le en.
— Nun ist aber zwischen»Rechnnngslegung«und em

,Recht der Kontrolle-« ein so großerUnterschied, daß
wir diese Verpflichtung der Regierung zur Rechnungs-
legung ganz unmöglichals einen Ersatz für jenes für
das konstitutionelle Staatsleben so unbedingt nothwen-
dige Recht sehen können.

5) Jn dem konstitutionellen Staate muß der Volks-

vertretung einverantwortliches Ministerium gegen-
überstehen,und diese Verantwortlichkeitmuß durch ein

Ministerverantwortlichkeitsgesetz geregelt sein.
Jn der Regierungsvorlage findet sich keine Andeu-

tung einer solchenVerantwortlichkeit des Ministeriums,
und es ist eine solcheVerantwortlichkeit auch eine Un-

möglichkeit,weil nirgends von einem Bundesministerium
die Rede ist. ,

s.

VII-Drhaben hier fünf Bestimmungenangeführt,welche
ein wesentlicher Theil jeder Verfassung sein müssen,und
wir haben gesehen,daß die RegierungsvorlagedieseFor-
derungen entweder garnicht berücksichtigt,oder sie doch
nur in einer sehr ungenügendenForm erfüllt. Daß
wir unter solchenUmständennicht als Vertheidigerdieser
Verfassung austreten können, das werden unsere ULefer
begreiflichfinden, und es bleibt nur noch der Werth der

Vorlage als Biindnißvertrag
Als solche enthältsie viele- gute Bestimmungen, in-

dem sie eine großeAnzahl von Verkehrs- und Verwal-

tungszweigen, so wie die gesammteLand- und Seemacht
Norddeutschlandsin eine Hand vereinigt, und so lange
aufgestellteund berechtigteForderungen erfüllt.Anderer-

seits aber erinnert die Art und Weise, wie der Bundes-

rath gebildet werden soll, zu sehr an den Bundestag,
dessenZusammensetzungbekanntlichderart war, daß von

ihm auch beim besten Willen keine schnelleFörderung
der Volksinteressenzu erwarten war.

Es muß also diese Vorlage, soll sie wirklich den

Character einer Verfassung erhalten, eine vollständige
Umänderung erfahren, aber sie muß auch, wenn sie
nur als Hündnißoertrag betrachtet werden und als

solche allen Anforderungenentsprechen soll, in wesent-
lichen Punkten verbessert werden.

Politische Wochenschau.
Preußen. Jn diesemAugenblicknimmt die Eröffnung

des norddeutschen Parlamentes vor allem die Auf-
merksamkeit in Anspruch. Dasselbe wurde am 24. d. M.
vom Könige persönlich im weißen Saale mit folgender
Jbronrede eröffnet:

Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichs-
tage des Norddeutschen Bundes!

»Es ist ein erhebenderAugenblick,in welchemJch in Jhre
Mitte trete; mächtigeEreignisse haben ihn herbeigeführt,
großeHoffnungen knüpfensich an denselben. Daß es Mir

vergönntist, in Gemeinschaft mit einer Versammlung,wie
sie seit Jahrhunderten keinen deutschenFürsten umgeben hat,
diesen Hoffnungen Ausdruck zu geben, dafür danke Jch der

göttlichenVorsehung, welche Deutschland dem von seinem
Volke ersehnten Ziele auf Wegen zuführt, die wir nicht
wählen oder voraussehen Im Vertrauen auf dieseFührung
werden wir jenes Ziel unt so früher erreichen, je klarer wir
die Ursachen, welche uns und unsere Vorfahren von dem-

selben entfernt haben, im Rückblickauf die GeschichteDeutsch-
lands erkennen.

Einst mächtig, groß und geehrt, weil einig und von

starken Händen geleitet, sank das deutsche Reich nicht ohne
Mitschuld von Haupt und Gliedern in Zerrissenheitund

Ohnmacht. Des Gewichtes im»Rathe Europas, des Ein-

flusses auf die eigenen Geschickeberaubt, ward Deutschland
zur Wahlstatt der Kämpfe fremder Mächte, fiic welche es

das Blut seiner Kinder, die Schlachtfelder und die Kampf-
preife hergab.

Niemals aber hat die Sehnsucht des deutschen Volkes

nach seinen verlorenen Gütern aufgehört,und die Geschichte
unserer Zeit ist erfüllt von den Bestrebungen, Deutschland
und« dem deutschenVolke die Größe seiner Vergangenheit
wieder zu erringen.

»

.

Wenn diese Bestrebungen bisher nicht zum Ziele geführt,
wenn sie die Zerrissenheit, anstatt sie zu heilen, nur gesteigert
haben, weil man sich durch Hoffnungen oder Erinnerungen
über den Werth der Gegenwart,durch Jdeale über die Be-
deutung der Thatsachentäuschenließ, so erkenne-n wir daraus
die Nothwendigkeit,die Einigung des deutschenVolkes an der

Hand der Thatsachen zu suchen, und nicht wieder das Erreich-
bare dem Wünschenswerthenzu opfern.

Jn diesem Sinn haben die verbündeten Regierungen, irn

Anschlusse an gewohnte frühereVerhältnisse,sich über eine

Anzahl bestimmter und begrenzten aber praktischbedeutsamer
Einrichtungen verständigt,welche ebenso im Bereiche der
unmittelbaren Möglichkeit,wie des zweifellosenBedürfnisses
liegen. -

Der Ihnen vorzulegende Verfassungs-Entwurf muthet
der Selbstständigkeitder Einzelstaaten zu Gunsten der Ge-

sammtheit nur diejenigenOpfer zu, welche unentbehrlich sind,
um den Frieden zu schützen,die Sicherheit des Bundesgebietes
und die Entwickelungder Wohlfahrt seiner Bewohner zu

gewährleisten ·
"

Meinen hohen Verbündeten habe Jch für»d1e«Bereit-
willigkeit zu danken, mit welcher sie den Yedllrfmssendes

gemeinsamenVaterlandes entgegengekommensind. Jch spreche
diesen Dank in dem Bewußtseinaus, daß Jch zu derselben
Hingebung für das GesammtwohlDeutschlandsauch dann

bereit gewesen sein würde, wenn die Vorsehung Mich nicht
an die Spitze des mächtigstenund aus diesem Grunde zur
Leitung des Gemeinwesens berufenen Bundesstaatesgestellt
hätte. Als Erbe der PreußischenKrone aber fühle ichMich
stark in dem Bewußtsein,daß alle Erfolge Preußenszugleich
Stufen zur Wiederherstellungund Erhöhung der deutschen
Macht und Ehre geworden sind. —

Ungeachtet des allgemeinen Entgegenkommensund ob-

schon die gewaltigen Ereignisse des letzten Jahres die Unent-

behrlichkeit einer Neubildung der deutschen Verfassung zu

allseitiger Ueberzeugung gebracht und die Gemüther für die
Annahme derselben empfänglicher gemacht hatten, als sie



·

ren und später vielleicht wiederum lein würden,
Bä-doch in den Verhandlungenvon Neuem die

Schwere der Aufgabe empfunden,eine volleUebereinstinimung
zwischenso vielen unabhängigenRegierungcnzu» erzielen,
welche bei ihren Zugeständnissenobenein die Stimmungen

ihrer Landstände zu beachtenhaben. « - « « «

Je mehr Sie, Meine Herren, sich diese Schwierigkeiten
vergegenwärtigen,um so vorsichtigerwerdenSie, davonbin ich

überzeugt,bei Prüfungdes VersassungsEntwurfesdie schwer
wieaende Verantwortung für die Gefahrenim Augebehalten,

welchefür die friedlicheund gesetzmäßigeDurchführungdes

begonnenenWerkes entstehenkönnten,wenn das für die jetzige,
s« e er etellte Einverständnißder Regierungenfür die

ägrtilasieichstxczigsebegehrten Aenderungen nicht wieder gewon-

nen würde. Heute kommt es vor Allem daraufan, den

günstian Moment zur Errichtung des Gebauoesnicht zu

versanknenzder vollendetereAusbaudesselbeiikannalsdann
getrost dem ferneren vereinten Wirken der deutschenFürsten
und Volksstänime überlassenbleiben.

Die Ordnung der nationalen Beziehungendes norddeut-
schenBandes zu unsern Landsleuten im Suden des Main

ist durch die Friedensschlüsfedes vergangenen Jahres dem

freien Uebereinkommen beider Theile anheimgestelltZur

Herbeiführungdieses Einverständnisseswird unsereHandden
süddeuischenBrüdern offen und entgegen-kommendrat-gereicht
werden, sobald der norddeutsche«Biind·inFeststellungseiner

Verfassung weit genug vorgeschrittensein wird, um zur Ab-

schließuugvon Vertragcn befahigtzu sein. . . -

Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinsameZPslege
der Volkswirthschaft,die gemeinsameBerburgungfurdie

Sicherheit des deutschenGebietes werden Grundbedingungen
der Verständigungbilden, welche vorausfichtlich von beiden

Theilen angestrebt werden« ««
.

Wie die Richtung des deutschen Geistes im Allgemeinen
dem Frieden und seinen Arbeiten zugewandt ist; sofwirddie

Bundesgenossenschaftder deutschenStaaten wcejeutlicheinen

defensivenCharakter tragen. Keine seindliche Lendenz gegen
unsere Nachbarn, kein Streben nach Eroberung hat die

deutsche Bewegung der letzten Jahrzehntegetragen, sondern

lediglichdas Bedürfniß, den WeltenGebieten von den Alpen
bis ziiin Meere die Grundbedingungendes staatlichen
Gedeiheus zu gewähren,Welche ihnen der Entwicklungs-

gang früherer Jahrhunderten verkümmerthat: Nur- zur

Abwehr, nicht zum Angriss einigen sich He deutschen
Stämme, Und daß ihre Verbriiderung auch Von Ihren
Nachbaroölkern in diesem Sinne aufgefaßtwird, beweist die

wohlwollendeHaltung der mächtigsteneuropäischexiStaaten,

welche ohne Beforgnißund ohne MißgiinstDeutschland von

denselbenVortheilen eines roßen»staatli»chenGemeinwesens
Besitz ergreifensehen,deren ie sichihrerseits bereits seitJahr-
hunderten erfreuen. Nur von uns, von unserer Einigkeit,
von unserer Vaterlandsliebe hängt es daherin diesemAugen-
blicke ab, dem gefammten Deutschlanddie Biirgschafteneiner

Zukunft zu sichern,.in welcheres, frei von der Gefahr,wieder
in Zerrissenheit und Ohnmacht zu verfalle-mnach eigener

Selbstbestimmungseine verfassungsmäßigeEntwickelung»und
seine Wohlfahrtpflegen und in dem Rathe der Volker seinen

sriedliebenden Beruf zu ersüllenvermag-
·

Jch hege das Vertrauenzu Gott, daß»dieNachweltim
stärkt-list auf unsere gemeinsamen Arbeiten nicht sagen werde,
die Erfahrungen der früherenmißlungenenVersucheseien ohne
Nutzen für das deutscheVolk geblieben, daß vielmehrunsere
Kinder smit Dank auf diesen Reichstag als den Begrunder
der Deutschen Einheit, Freiheit und Macht zurückblicken
i:erde:i.

Meine Herren! GanzDeuischlandauch über die Grenzen
unseres Bundes hinaus, harrt der Entscheidungen,die hier
getroffenwerden sollen.
Möge durch unser gemeinsamesWerk der Traum von

Jahrhunderten, das Sehnen und Ringen der jüngstenGe-
schlechterder Erfüllung entgegengeführtwerden,

Jm Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen
Deutschlands fordere ich Sie vertrauensvoll auf: helfen Sie
uns die große nationale Arbeit rasch und sicherdurchführen.

Der Se en Gottes aber, an welchemAlles gelegen ist,
begleite und ördere das vaterländischeWerk!«

Die Thronrede wurde von der Versammlung-besonders
an den Stellen, welche von der Wiederherstellungder Macht
und des Ansehens der deutschen Nation und von dem künf-
tigen Verhältnissezu Süddeutschlandhandelten, mit lebhaftem
Beifall begrüßt. ,

Von Seiten Preiißens sind die Minister von der Heydt,
v. Roon, v. Jtzenplilz, Gr. Eulenburg und der Geheime
Rath v. Savigny beauftragt. iu Gemeinschaft mit den Be-

vollmächtigtender übrigenRegierungen die Verhandlungen
mit deni Reichstag zu fuhren.

Neuefte Nachrichten.

München,
«

Sonntag 24. Februar, Vormittags. Wie
die »BaherfcheZeitung« meldet, wurden gestern die Be-

schliisseder Stuttgarter Konferenz vorn IKönigegenehmi t.
Die betreffenden Ratisikationen sind an die köni lichen e-

sandtfchaftenzu Stuttgart, Karlsruhe und Darm tadt sahges
fandt worden«

Paris-, Sonntag 24. Februar, Morgens. Der heutige
»Moiiitenr«meldet, dass an dem für die Eröffnungder

Ausstellung festgesetztenTage sämmtlicheEinrichtungen voll-

ständig beendet sein werden. Der Kaiser hat bei den Be-

sichtigungender Letzteren seine volle Befriedigung ausgedrückt.
Florenz, Sonnabend, 23. Februar. Die vom Senate

beschlosseneVertagung des Prozesses gegen den Admiral
Pers ano währt bis zum 27. März. — Es sind Verhand-
lungen eröffnetworden, um die Präliminarien eines italienisch-
österreichischenHandels· und SchifffahrtsiVertrages festzu-

en.

Auf dem Posilipro bei Neapel ist eine Pulvermühlein
die Luft geflogen. Es gab Todte und Verwundete.

London, Sonntag den 24. Februar, Morgens. Aus
New-York vom 23. d. Mittags wird per atlant. Kabel
gemeldet: (Anfangs-Course)Wechselcoursauf London in Gold

ls0h857457bsdåoldagio
381X2,Bonds 111«,«2,Illinois 116V2, Erte-

a n .

Das Haus der Repräsentantenhat beschlossen,die Auf-
lage auf Baiimwolle vom September c. ab aufzuheben.

Oefterreich. Es scheint, als ob man in Wien wirklich
Ernst macht mit dem Eiiilenken in die konstitutionellen
Bahnen. Die Wiederherstellung des guten Einvernehmens
mit Ungarn ist eine vollständige.Hoffentlichhaben die deut-

schen Bewohner Oesterreichs von den Ungarn gelernt, daß
ein zähesFesthalten am Recht doch schließlichvon dem Sieg
des Rechtes gekröntwird.

Aus Berlin.
= Aus dem Berliner Vereinsleben. Die

energische-Anspannungder Vereinsthätigkeit,welchedie Wahl-
vorbereituugen in den letzten Wochen herbeigeführt,ist einer

ebenso großenAbspannunggewichen,mit der sich eine durch
den unglücklichenAusfall der Wahlen in den Provinzen und

den Inhalt des endlich veröffentlichtensogenannten Ver-



fåsfungsentwurfsfür den Norddeutschen Bund hinreichend
e ärte Resi nation paart. Wir hoffen allerdings, daß die

frohe Zuvericht auf den endlichenSieg der Volksfreiheit,
wie trübe auch gegenwärtigdie Aussichten sein mögen,bald
wieder zurückkehrenund jene Spannkraft und Regsamkeit
wieder erzeugen wird, durch welche sichdie BevölkerungBer-
lins von jeher ausgezeichnetundwelche bei den letzten Wah-
len einen so schönenSieg gefeiert hat.

Unter diesen Umständen aber wird es nicht ausfallen,
wenn wir aus der vergangenen Woche nur zwei politische
Vorträge zu verzeichnenhaben, welche die deutsche Frage

Zugihre Stellung zu dem sogenanntenParlamente behandelt
a en.

Am Montag hielt der Reichstagsabgeordnete Franz
Duncker einen sehr beifällig aufgenommenen Vortrag über
die deutschenEinheitsbestrebungen seit 1848, in welchem er

sich namentlich auf den Standpunkt der Reichsverfassung
stellte. Am Freitag sprach Prof. Mich elet in dem Bezirks-
verein der siidwestlichen Friedrichsstadt über das gleiche
Thema. Die Vereinsthätigkeit,wo solcheaußerdemhervor-
trat,"war mehr den wirthschaftlichenInteressen zugewendet.
Mehrere Vorschußvereine, denen jetzt nach endlichem
Zustandekommen des Genossenschaftsgesetzesihre volle Ent-

wicklung erst bevorsteht, konstituirten sich aufs Neue und

hielten ihre Generalversammlungab. Die Generalversamm-
lung des VorschußvereinesAlt-Köln, welche am Sonnabend

stattfand, stellte die Mitgliedschaft von 153 Mit liedern und
28 Theilnehinern mit einem GesammtsGutha en von 30

Thlr. fest. Ausgezahlt wurden 270 Darlehne von 4 bis
200 Thlr. im Betrage von 8048 Thlr., davon allein circa
3000 Thlr. währendder Kriegs- und Cholerawoche.

Am Dienstag fand die Generalversammlung des Vor-

schußvereinesAlt-Berlin statt, dessen Mitgliederzahl aus 255

Personen besteht. Jni vorigen Jahre erhielten hier 129

Mitglieder 380 Vorschüsseim Betrage von 19054 Thlr. 15

Sgr. 9 Pf. Jm Januar d. J. siud bereits 3000 Thlr.
Darlehne gegeben. Die Dividende wurde anf 40X0festgesetzt.

Jn der letzten Sitzung der volkswirthschaftlichenGesell-
schaft am Sonnabend sprach der Abg. Michaelis über die

Weinzollfrage, über welche ge enwärtigzwischenPreußen,
iFrankreich und OesterreichVerhandlungenschweben und

führte aus, daß die Herabsetzung des Weinzolls in Folge
der vermehrten Konsumtion keine Einbuße an den Zollein-
nahmen herbeiführenwürde.

"

= Endlich haben die von den berliner Stadtverordneten

gewähltenStadträthe von der Regierung die Bestätigung
erhalten und sind dieselben in ihr Amt eingeführtworden.
Die Mißstände,welche sich sowohl bei der Vakanz der

Stellen, als auch beider kommissarischenVerwaltung her-
aus estellt haben, werden hoffentlich dazu beitragen, die Ab-

schasfungder Bestimmung der Städte-Ordnung,durch welche
der Regierung das Recht der Nichtbestätigunggegebenwird,
zu beschleunigen

= Die Stadt Berlin hat zum Neubau des Friedrich-
Werderschen Gymnasiums ein Grundstückangekauft, welches
150,000 Thlr. kostet. Rechnet man die Kosten des Neubaus
selbst auf etwa 80,000 Thlr., so stellt sichder Preis des

Gymnasiums selbst auf 230,000 Thlr. Um dieses Kapital
mit 50s0 zu verzinsen,braucht die Kommune jährlich10,500
Thlr. Rechnet man die Zahl der Schüler des Gymiiasiums
gleich 700,«so kostet vorweg jeder einzelne 163j7 Thlr. nur

an Lokalmiethe. Wir meinen, es würde sich vielleichtals

zweckmäßigerherausstellen,die öffentlichenSchulen und Gin-

nasien nicht in solchenStraßen anzulegen, in welchenwe en

ihrer guten Lage der Grund und Boden einen so hegen
Preis erreicht. Jn diesem Falle hätte man vielleicht in per

Georgenstraßefür ein gleich großes Grundstückeinen weit
mäßigerenPreis bezahlt.

Verniifchtes.
si- Bei der Pariser Jndustrieausstellung ist für

'das persönliche Abonnement eine Neuerungeingeführt
worden, welche in ähnlichenFällen nachgeahmt zu werden
verdient. Statt nämlicheine Abonnementskarte auszugeben,
drückt die Direktion den Abonnementsstempelauf die photo-
graphischeVisitenkarte des Abonnenten. Dadurch wird jeder
Mißbrauchdieser Karten verhindert. Da bei Eisenbahneii
und dergl., wo die Einführung von persönlichenAbonnes
ments sowohl im Interesse des Publikums als auch der be-

treffenden Gesellschaften liegt, bis jetzt eigentlichnur die

Furcht vor dem Mißbrauch,der wegen der schwierigenKon-
trolle mit den Abonnernentsbillets getrieben werden kann,
die Einführung dieser Einrichtung verhindert hat« so be-

grüßen wir diese Neuerung mit Freuden, da sie alle solche
Bedenken beseitigt.

"

f Man ist vielfach geneigt, die Anfänge des preußi-
schen Verfassungs-Lebens auf das Erscheinen des Pa-
tentes vom 3. Febr. 1847 zurückzuführen Um daran zu
erinnern, wie wenig das, was in jenem Patent gegeben, den

Forderungen entsprach,welche man in Preußen an eine Ver-

fassung stellen müßte,wird es vielleicht zweckmäßigsein, an

das zu erinnern, was damals Gervinus in seiner Kritik

jene-JPatentes sagte. Preußen hat, so schreibt er, »einFrag-
ment einer Verfassung gegeben, scheint sich aber mit ihr in
einem Systeme der Erhaltung, ja des Rückschrittsbefestigen
zu wollen« das man ohne Verfassung befestigter glauben
würde.· Es war-nur die Wahl, so hieß es vorhin. zwischen
Vollendung der Staatsideen aus den Zeiten Steins durch
eine freie Verfas ung, oder allmähligeVernichtung jener
freieren Keime. Sreußen aber hat eine dritte Wahl e-

troffen: es hat eine Verfassung ge eben, die weder frei ist,
noch auch nur eine Verfassung hei t, und es hat sie auf die
Verkümmeruni eben «ener Keime gerichtet, deren kräftige
Pflege jeder edanke früherals die eigentlicheAufgabe einer

Verfassung angesehenhatte.
Daß dein wirklichso ist, muß auch dem schlichtestenVer-

stande einkeuchteu, sobald er die Verfassun , die jene Stein’sche
Zeit in Aussicht stellte, nur in den flachstenAußenlinienmit
dem vergleicht, was in den Verordnungen vom 3. Februar
in Erfüllung ging.«

Briefkasten.
Herrn Jngenieur R. J. Ihre Zuschrift war für uns von

großemJnteressez wenn wir das, was Sie wünschen,»nicht
thun, so bestimmen uns dazu höchstgewichtigeGrunde.
Ja, wenn wir viele so tüchtigeFreunde hätten wie Sie sind,
so hätten Sie wahrscheinlichnicht nöthig gehabt, uns auf
dieer Uebelstandaufmerksam zu machen.

Theater am Montag.
«Opernhaus: Die ZauberflötT — SchauspielhalkIT

Brutus und Eollatinus. — Friedrich-Wilhelinsstadt:
Orpheus. — Wallner: Das Mädchenin Blau. Frühere Ver-

hältnisse. Eine Weinprobe. FünfzehnMinuten im·Zaubersalon.
— Viktoria: Gefammtgastspiel der Fürst’schenLiederballe. —

Kroll: Die Sphinx. Herrmann und Dorothee. Von Treu und
Nuglisch. Die Kalospintliockisomolcpsena — Wvltersdorff:
500,000 Teufel. — Vorstadt: Das Jahr 1539.
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